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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes über die Rückzahlung der 
einbehaltenen Beiträge zur Krankenversicherung der 

Rentner 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Die Einführung des Krankenversidierungsbeitrages der Rentner 
vom 1. Januar 1968 an in Höhe von 2 v. H. war ein Teil der 
Maßnahmen, die nach Kürzung der Bundeszuschüsse zur Finan- 
zierung der gesetzlichen Rentenversicherungen getroffen wur- 
den. Nachdem der Krankenversicherungsbeitrag der Rentner 
vom 1. Januar 1970 an abgeschafft wurde, sollen nunmehr die 
von den Rentnern getragenen Folgen der Rezession wieder- 
gutgemacht werden. 


B. Lösung 

Die einbehaltenen Beiträge zur Krankenversicherung der 
Rentner werden nach einem Pauschalverfahren zurückgezahlt. 
Dabei beträgt die Rückzahlung für die Rentner, denen in den 
Jahren 1968 und 1969 Beiträge zur Krankenversicherung ein- 
behalten wurden, 40 v. H. der im April 1972 gezahlten Rente. 
Die Rückzahlung wird maschinell durch die Bundespost er- 
folgen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Kosten halten sich etwa in der Höhe der Einnahmen, die 
die gesetzlichen Rentenversicherungen aus den Beiträgen der 
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Rentner zur Krankenversicherung in den Jahren 1968 und 1969 
erzielt haben. Diese sind für die ArV 738 Millionen DM, für 
die AnV 429 Millionen DM (Zwischensumme 1167 Millionen 
DM), für die knappschaftliche Rentenversicherung 169 Millio- 
nen DM. Die Knappschaft soll die hierfür erforderlichen Mittel 
durch Aufnahme eines Darlehens bei einem anderen Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung erhalten. Dies wird später zu 
einer entsprechenden Erhöhung des Bundeszuschusses an die 
knappschaftliche Rentenversicherung führen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Rückzahlung der einbehaltenen 
Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner 
(Beiträge-Rückzahlungsgesetz) 

— Drucksache Vl/2919 — 


A. Bericht des Abgeordneten Härzschel 


Der Gesetzentwurf wurde in der 160. Sitzung des 
Bundestages am 16. Dezember 1971 dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend und dem 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 16. Dezember 1971 und 19. Januar 
1972 beraten und vorbehaltlich einer etwaigen ab- 
weichenden Stellungnahme des Haushaltsausschus- 
ses Beschluß gefaßt. Der Haushaltsausschuß wird 
einen gesonderten BericM gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung vorlegen. 

Die Einführung des Krankenversicherungsbeitrags 
der Rentner ab 1. Januar 1968 war ein Teil der Maß- 
nahmen, die nach Kürzung der Bundeszuschüsse zur 
Sanierung der Finanzierung in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen getroffen worden sind. Mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1970 wird kein Beitrag zur 
Krankenversicherung der Rentner mehr erhoben. 
Auf Grund des vorliegenden Gesetzentwurfs sollen 
die den Rentnern in den Jahren 1968 und 1969 ein- 
behaltenen Beiträge nach einem pauschalierten Ver- 
fahren zurückgezahlt werden. Der Gesetzentwurf 
sieht für alle Rentner (einschließlich Empfänger von 
Hinterbliebenenrenten) die Zahlung eines Betrages 
vor, dessen Höhe sich nach dem Zahlbetrag der 
Rente für April 1972 richtet und der danach ge- 
staffelt ist, öb in den Jahren 1968 und 1969 oder nur 
in einem dieser Jahre Beiträge einbehalten worden 
sind. Im ersten Fall werden 40 v. H., im letzteren 
Fall 20 V. H. der April-Rente gezahlt. 


über die in der Begründung des Gesetzentwurfs 
— Drucksache Vl/2919 — näher erläuterten Bestim- 
mungen hinaus hat der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung folgende Änderungen beschlossen: 

Zu § 2 — Anspruchsberechtigter Personenkreis 

Die Änderung in Absatz 2 dient der gezielteren 
Erfassung des berechtigten Personenkreises. 

Durch die Anfügung des Absatzes 3 wird sicher- 
gestellt, daß der zu zahlende Betrag dem Rentner 
zugute kommt. Soweit eine Zahlung an ihn nicht 
möglich ist, ist eine Verpflichtung des Zahlungs- 
empfängers zur Abführung des empfangenen Betra- 
ges an den Rentner begründet worden. 

Zu § 3 — Höhe der Zahlung 

Die Änderungen in Absatz 1 Nr. 2 und 3 Buch- 
stabe b, Absatz 2 Nr. 2 und 3 Buchstaben a und b 
sind redaktioneller Art und dienen der Klarstellung. 

In Absatz 1 Nr. 1 ist ein Buchstabe d eingefügt 
worden, um auch den darin bezeichneten Personen- 
kreis, dem ebenfalls Beiträge zur Krankenversiche- 
rung der Rentner einbehalten worden sind, zu er- 
fassen. 

Die Änderungen in den Einleitungen von Absatz 1 
Nr. 3 und Absatz 2 Nr. 3 stellen sicher, daß die Bei- 
tragsrückzahlung auch an geschiedene Ehegatten er- 
folgen kann. 
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Zu § 4 — Zahlung in besonderen Fällen 

Durch die vom Ausschuß beschlossene Neufas- 
sung wird auch für den in dieser Vorschrift erfaßten 
Personenkreis eine pauschalierte Errechnung des zu 
zahlenden Betrages ermöglicht und damit eine we- 
sentliche Verwaltungserleichterung bei den Ver- 
sicherungsträgern erreicht. 

Zu § 6 — Anrechnungsfreiheit 

Die ergänzend eingefügte allgemeine Bezugnahme 
auf Versorgungsbezüge nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz sowie die Einfügung der Leistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz und dem Flücht- 
lingshilfegesetz in Absatz 1 dienen der Klarstellung 
des beabsichtigten Zieles, Anrechnungsfreiheit der 


nach diesem Gesetz gewährten Leistungen in ande- 
ren Bereichen sicherzustellen. 

Zu § 7 — Regelung für Übergangsfälle 

Die Anfügung des Absatzes 2 soll einmal den 
Versicherungsträgern eine nochmalige Berechnung 
von Leistungen nach diesem Gesetz in den Fällen 
ersparen, in denen sich der Zahlbetrag der Rente 
für 1972 ändert. Zum anderen wird klargestellt, daß 
wegen der Einbehaltung von Beiträgen zur Kran- 
kenversicherung der Rentner nur insoweit Ansprü- 
che bestehen, als sie durch diesen Gesetzentwurf 
begründet werden. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf in der geänderten Fassung ein- 
stimmig beschlossen. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Härzschel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2919 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Härzsdiel 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Rückzahlung der einbehaltenen Bei- 
träge zur Krankenversicherung der Rentner 

— Drucksache VI/2919 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Rückzahlung der einbehaltenen Beiträge 
zur Krankenversicherung der Rentner 
(Beiträge-Rückzahlungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Grundsatz 

Die in den Jahren 1968 und 1969 von den Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen einbe- 
haltenen Beiträge zur Krankenverschierung der 
Rentner werden nach Maßgabe der folgenden Vor- 
schriften zurückgezahlt. Zu den Renten im Sinne des 
Satzes 1 gehört auch die Knappschaftsausgleichs- 
leistung nach § 98 a des Reichsknappschaftsgesetzes. 

§2 

Anspnichsberechtigter Personenkreis 

(1) Anspruchsberechtigt sind Personen, an die für 
den Monat April 1972 eine Rente zu zahlen ist, so- 
fern die in § 3 genannten Voraussetzungen hinsicht- 
lich der allgemeinen Bemessungsgrundlage und des 
Rentenbeginns erfüllt sind. Satz 1 gilt nicht für 
Bezieher eines Knappschaftssoldes, einer Berg- 
mannsrente oder einer Knappsdiaftsrente wegen 
Berufsunfähigkeit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster 
Halbsatz des Reichsknappschaftsgesetzes, sofern 
nicht die Bergmannsrente oder die Knappschafts- 
rente wegen Berufsunfähigkeit aus einer Rente um- 
gewandelt ist, von der in den Jahren 1968 und 1969 
oder in einem dieser Jahre Beiträge zur Kranken- 
versicherung der Rentner einzubehalten waren. 
Satz 1 gilt auch nicht, soweit in den Jahren 1968 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Rückzahlung der einbehaltenen Beiträge 
zur Krankenversicherung der Rentner 
(Beiträge-Rückzahlungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

unverändert 


§2 

Anspruclisberechtigter Personenkreis 

(1) unverändert 
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und 1969 ein Knappschaftssold, eine Bergmanns- 
rente oder eine Knappschaftsrente wegen Berufs- 
unfähigkeit nadi § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz 
des Reichsknappschaftsgesetzes gezahlt worden ist. 

(2) Bei Personen, deren Rente für den Monat 
April 1972 ins Ausland gezahlt wird, gilt Absatz 1 
Satz 1 nur, wenn in den Jahren 1968 und 1969 oder 
in einem dieser Jahre Beiträge zur Krankenversi- 
cherung der Rentner einbehalten sind; § 3 findet 
entsprechende Anwendung. 


§3 

Höhe der Zahlung 

(1) Der zu zahlende Betrag beträgt 40 vom Hun- 
dert des Zahlbetrages der Rente ohne Kinderzu- 
schuß für den Monat April 1972, wenn 

1. bei Versicherten der Feststellung der Versicher' 

tenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1966 oder für ein früheres Jahr zu- 
grunde gelegt ist und die Rente im Jahre 
1968 oder in einem früheren Jahr begonnen 
hat, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1968 zugrunde gelegt ist und die Rente 
im J ahre 1 968 begonnen hat, 

c) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde ge- 
legt ist und die Rente aus einer Rente umge- 
wandelt wurde, die im Jahre 1966 oder in 
einem früheren Jahr oder im Jahre 1968 be- 
gonnen hat. 


2. bei Empfängern einer Bergmanns rente oder 
einer Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Reichsknappschaftsgesetzes, wenn in den Jah- 
ren 1968 und 1969 eine andere Versichertenrente 
gezahlt worden ist und der Feststellung dieser 
Rente nicht die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1967 zugrunde gelegt worden 
ist, 

3. bei Witwen, Witwern und Waisen der Feststel- 
lung der Hinterbliebenenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1966 oder für ein früheres Jahr oder für 
das Jahr 1968 zugrunde gelegt ist. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


(2) Bei Personen, die im April 1972 ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, gilt Ab- 
satz 1 Satz 1 nur, wenn in den Jahren 1968 und 1969 
oder in einem dieser Jahre Beiträge zur Kranken- 
versicherung der Rentner einbehalten sind; § 3 fin- 
det entsprechende Anwendung. 

(3) Ist der Anspruchsberechtigte nach Absatz 1 
Satz 1 nicht zugleich der Rentner, so kann der nach 
diesem Gesetz zu zahlende Betrag an den Rentner 
geleistet werden; wird der Betrag an den Anspruchs- 
berechtigten gezahlt, so hat dieser ihn dem Rentner 
auszuzahlen. 

§3 

Höhe der Zahlung 

(1) Der zu zahlende Betrag beträgt 40 vom Hun- 
dert des Zahlbetrages der Rente ohne Kinderzu- 
schuß für den Monat April 1972, wenn 

1. bei Versicherten der Feststellung der Versidier- 
tenrente 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1968 zugrunde gelegt ist und die Rente 
aus einer Rente umgewandelt wurde, die im 
Jahre 1967 oder in einem früheren Jahr be- 
gonnen hat, 

2. bei Empfängern einer Bergmannsrente oder 
einer Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Reichsknappschaftsgesetzes in den Jahren 1968 
und 1969 eine andere Versichertenrente gezahlt 
worden ist und der Feststellung dieser Rente 
nicht die allgemeine Bemessungsgrundlage für 
das Jahr 1967 zugrunde gelegt worden ist, 

3. bei Hinterbliebenen der Feststellung der Hinter- 
bliebenenrente. 

a) unverändert 
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b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde ge- 
legt ist, wenn der Versicherte bis zu seinem 
Tode eine Versichertenrente bezog, die im 
Jahre 1966 oder in einem früheren Jahr oder 
im Jahre 1968 begonnen hatte. 

(2) Der zu zahlende Betrag beträgt 20 vom Hun- 
dert des Zahlbetrages der Rente ohne Kinderzu- 
schuß für den Monat April 1972, wenn 

1. bei Versicherten der Feststellung der Versicher- 
tenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1967 zugrunde gelegt ist und die Rente 
in den Jahren 1967, 1968 oder 1969 begonnen 
hat, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969 oder für ein früheres Jahr zu- 
grunde gelegt ist und die Rente im Jahre 
1969 begonnen hat, 

c) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde 
gelegt ist und die Rente aus einer Rente um- 
gewandelt wurde, die im Jahre 1967 oder 
1969 begonnen hat, 

2. bei Empfängern einer Bergmannsrente oder 
einer Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Reichsknappschaftsgesetzes, wenn im Jahre 1968 
oder 1969 oder bei einem im Jahre 1967 einge- 
tretenen Versicherungsfall in den Jahren 1968 
und 1969 oder nur im Jahre 1969 eine andere 
Versichertenrente gezahlt worden ist, 

3. bei Witwen, Witwern und Waisen der Feststel- 
lung der Hinterbliebenenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1967 oder 1969 zugrunde gelegt ist, so- 
weit nicht Absatz 1 Nr. 3 zur Anwendung 
kommt, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1970, 1971 oder 1972 zugrunde gelegt ist, 
wenn der Versicherte bis zu seinem Tode 
eine Versichertenrente bezog, die im Jahre 
1967 oder 1969 begonnen hatte. 

(3) Als Kinderzuschuß im Sinne der Absätze 1 
und 2 gilt auch der Betrag, um den die Waisen- 
rente nach § 1269 Abs. 1 Satz 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung, § 46 Abs. 1 Satz 3 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes oder § 69 Abs. 6 Satz 3 des 
Reichsknappschaftsgesetzes erhöht worden ist. 

(4) In den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten gilt als Jahr des Rentenbe- 
ginns im Sinne der Absätze 1 und 2 das in den Ren- 
tenzahlungsunterlagen der Deutschen Bundespost 
maschinell geführte Jahr des Rentenbeginns. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung gilt in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a und b und 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1969, 1970, 1971 oder 1972 zugrunde ge- 
legt ist und der Versicherte bis zu seinem 
Tode eine Versichertenrente bezog, die im 
Jahre 1966 oder in einem früheren Jahr oder 
im Jahre 1968 begonnen hatte. 

(2) Der zu zahlende Betrag beträgt 20 vom Hun- 
dert des Zahlbetrages der Rente ohne Kinderzu- 
schuß für den Monat April 1972, wenn 

1. unverändert 


2. bei Empfängern einer Bergmannsrente oder 
einer Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit nach § 53 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Reichsknappschaftsgesetzes im Jahre 1968 oder 
1969 oder bei einem im Jahre 1967 eingetretenen 
Versicherungsfall in den Jahren 1968 und 1969 
oder nur im Jahre 1969 eine andere Versicherten- 
rente gezahlt worden ist, 

3. bei Hinterbliebenen der Feststellung der Hinter- 
bliebenenrente 

a) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1967 oder 1969 zugrunde gelegt ist, so- 
weit nicht Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b zur 
Anwendung kommt, 

b) die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1970, 1971 oder 1972 zugrunde gelegt ist 
und der Versicherte bis zu seinem Tode 
eine Versichertenrente bezog, die im Jahre 
1967 oder 1969 begonnen hatte., 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


5 



Drucksache VI/3031 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

des Absatzes 2 Nr. 1 Buchstaben a und b das Jahr 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage als Jahr des 
Rentenbeginns, wenn aus den maschinell geführten 
Daten das Jahr des Rentenbeginns nicht festgestellt 
werden kann. 

§4 

Zahlung in besonderen Fällen 

Personen, an die für den Monat April 1972 eine 
Rente zu zahlen ist, erhalten die Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der Rentner, die in den Jahren 
1968 und 1969 nachweisbar einbehalten sind, zu- 
rückgezahlt, wenn die Rente, von der die Beiträge 
einbehalten sind, vor dem 1. April 1972 entzogen 
oder weggefallen ist und soweit keine Zahlung nach 
den §§ 2 und 3 zu erfolgen hat. 


§5 

Rundung des zu zahlenden Betrages 

Der nach den §§ 2 bis 5 zu zahlende Betrag ist 
auf 10 Deutsche Pfennig nach oben abzurunden. 

§6 

Anrechnungsfreiheit 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz 
für Jugendwohlfahrt, 


dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) und 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


§ 4 

Zahlung in besonderen Fällen 

Soweit keine Zahlung nach den §§ 2 und 3 für die 
Jahre 1968 und 1969 oder für eines dieser Jahre zu 
erfolgen hat, erhalten Rentner, für die für den Mo- 
nat April 1972 eine Rente zu zahlen ist und für die 
in der Zeit vom 1. Januar 1968 bis 31. Dezember 
1969 eine Rente zu zahlen war, von der nachweisbar 
Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner ein- 
behalten sind und die vor dem 1. April 1972 entzo- 
gen oder weggefallen ist, in entsprechender An- 
wendung des § 3 40 vom Hundert des Zahlbetrages 
der Rente ohne Kinderzuschuß für den Monat April 
1972, wenn von der entzogenen oder weggefallenen 
Rente in den Jahren 1968 und 1969, und 20 vom 
Hundert, wenn von der entzogenen oder weggefal- 
lenen Rente nur im Jahre 1968 oder 1969 Beiträge 
einbehalten sind. Satz 1 gilt entsprechend für Emp- 
fänger einer Hinterbliebenenrente, wenn der Ver- 
sicherte eine Versichertenrente bezogen hat, die vor 
seinem Tode entzogen, weggefallen oder umgewan- 
delt worden ist und von der in den Jahren 1968 und 
1969 oder in einem dieser Jahre Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der Rentner einbehalten sind. Zah- 
lungen nach § 3 und den Sätzen 1 und 2 dürfen 
zusammen 40 vom Hundert des Zahlbetrages der 
Rente ohne Kinderzuschuß für den Monat April 1972 
nicht überschreiten. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

Anrechnungsfreiheit 

(1) Soweit bei 

Versorgungsbezügen nach dem Bundes Versorgungs- 
gesetz und den Gesetzen, die das Bundesversor- 
gungsgesetz für anwendbar erklären, der Kriegs- 
schadenrente und den Beihilfen zum Lebensunter- 
halt nach dem Lastenausgleichsgesetz, den Beihilfen 
zum Lebensunterhalt nach dem Flüchtlingshilfe- 
gesetz, den Leistungen nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem 
Gesetz für Jugendwohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach 
dem Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) und 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
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Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die nach 
den §§ 1 bis 4 auszuzahlenden Beträge bei den Er- 
mittlungen des Einkommens unberücksichtigt. Die 
auszuzahlenden Beträge sind ferner bei der Gewäh- 
rung von Ubergangsgeld während der Durchführung 
von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch 
einen Rentenversicherungsträger und bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe 
sowie der Altershilfe für Landwirte nicht zu berück- 
sichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz unter Berück- 
sichtigung der im Saarland geltenden Fassung an- 
zu wenden ist. 

§7 

Regelung für Ubergangsfälle 

Wird die Rente nach Inkrafttreten dieses Geset- 
zes für Zeiten vom 1. Januar 1968 bis 31. Dezember 
1969 festgestellt, so sind keine Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der Rentner mehr einzubehalten; 
ein Anspruch auf Zahlung nach diesem Gesetz be- 
steht nicht. 


§8 

Mittelaufbringung 

in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

Die Bundesknappsdiaft wird ermächtigt, sich die 
für die Rückzahlung des Krankenversicherungsbei- 
trages an Knappschaftsrentner nach diesem Gesetz 
erforderlichen Mittel durch Aufnahme eines Dar- 
lehns bei einem Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung zu beschaffen. 

§9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die nach 
den §§ 1 bis 4 auszuzahlenden Beträge bei den Er- 
mittlungen des Einkommens unberücksichtigt. Die 
auszuzahlenden Beträge sind ferner bei der Gewäh- 
rung von Ubergangsgeld während der Durchführung 
von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch 
einen Rentenversicherungsträger und bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe 
sowie der Altershilfe für Landwirte nicht zu berück- 
sichtigen. 

(2) unverändert 


Regelung für Übergangsfälle 

(1) Wird die Rente nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes für Zeiten vom 1. Januar 1968 bis 31. Dezem- 
ber 1969 festgestellt, so sind keine Beiträge zur 
Krankenversicherung der Rentner mehr einzubehal- 
ten; ein Anspruch auf Zahlung nach diesem Gesetz 
besteht nicht. 

(2) Ändert sich der Zahlbetrag der Rente für den 
Monat April 1972, der einer Zahlung nach diesem 
Gesetz zugrunde gelegt ist, so behält es bei der bis- 
herigen Zahlung sein Bewenden, über die in diesem 
Gesetz begründeten Ansprüche hinaus bestehen 
wegen der Einbehaltung von Beiträgen zur Kran- 
kenversicherung der Rentner keine weiteren An- 
sprüche. 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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